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I.	Ausgleichsregelungen	des	Bundes	

1.	Bereichsspezifische	Bundesregelungen	

a)	Infektionsschutzgesetz	
12. Abschnitt Entschädigung in besonderen Fällen 

§ 56 Entschädigung 

(1) Wer auf Grund dieses Gesetzes als Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdächtiger 
oder als sonstiger Träger von Krankheitserregern im Sinne von § 31 Satz 2 Verboten in der Ausübung 
seiner bisherigen Erwerbstätigkeit unterliegt oder unterworfen wird und dadurch einen Verdienstaus-
fall erleidet, erhält eine Entschädigung in Geld. Das Gleiche gilt für Personen, die als Ausscheider oder 
Ansteckungsverdächtige abgesondert wurden oder werden, bei Ausscheidern jedoch nur, wenn sie ande-
re Schutzmaßnahmen nicht befolgen können. 

(2) – (12) … 

§ 57 Verhältnis zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung 

§ 58 Aufwendungserstattung 

§ 59 Sondervorschrift für Ausscheider 

§ 60 Versorgung bei Impfschaden und bei Gesundheitsschäden durch andere Maßnahmen der spezifi-
schen Prophylaxe 

(1) Wer durch eine Schutzimpfung oder durch eine andere Maßnahme der spezifischen Prophylaxe, die  

1. von einer zuständigen Landesbehörde öffentlich empfohlen und in ihrem Bereich vorge-
nommen wurde, 

2. auf Grund dieses Gesetzes angeordnet wurde, 

3. gesetzlich vorgeschrieben war oder 

4. auf Grund der Verordnungen zur Ausführung der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
durchgeführt worden ist, 

eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält nach der Schutzimpfung wegen des Impfschadens 
im Sinne des § 2 Nr. 11 oder in dessen entsprechender Anwendung bei einer anderen Maßnahme wegen 
der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag Versorgung in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes, soweit dieses Gesetz nichts Ab-
weichendes bestimmt. … 

(2) – (6) … 

§ 61 Gesundheitsschadensanerkennung 

§ 62 Heilbehandlung … 

§ 64 Zuständige Behörde für die Versorgung … 

§ 65 Entschädigung bei behördlichen Maßnahmen 

(1) Soweit auf Grund einer Maßnahme nach den §§ 16 und 17 Gegenstände vernichtet, beschädigt oder in 
sonstiger Weise in ihrem Wert gemindert werden oder ein anderer nicht nur unwesentlicher Vermö-
gensnachteil verursacht wird, ist eine Entschädigung in Geld zu leisten; eine Entschädigung erhält je-
doch nicht derjenige, dessen Gegenstände mit Krankheitserregern oder mit Gesundheitsschädlingen als 
vermutlichen Überträgern solcher Krankheitserreger behaftet oder dessen verdächtig sind. § 254 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Höhe der Entschädigung nach Absatz 1 bemisst sich im Falle der Vernichtung eines Gegenstan-
des nach dessen gemeinem Wert, im Falle der Beschädigung oder sonstigen Wertminderung nach der 
Minderung des gemeinen Wertes. Kann die Wertminderung behoben werden, so bemisst sich die Ent-
schädigung nach den hierfür erforderlichen Aufwendungen. Die Entschädigung darf den gemeinen 
Wert nicht übersteigen, den der Gegenstand ohne die Beschädigung oder Wertminderung gehabt hätte. 
Bei Bestimmung des gemeinen Wertes sind der Zustand und alle sonstigen den Wert des Gegenstandes 
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bestimmenden Umstände in dem Zeitpunkt maßgeblich, in dem die Maßnahme getroffen wurde. Die 
Entschädigung für andere nicht nur unwesentliche Vermögensnachteile darf den Betroffenen nicht 
besser stellen, als er ohne die Maßnahme gestellt sein würde. Auf Grund der Maßnahme notwendige 
Aufwendungen sind zu erstatten. 

§ 66 Zahlungsverpflichteter … 

§ 67 Pfändung … 

§ 68 Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten über Entschädigungsansprüche nach den §§ 56 und 65 und für Streitigkeiten über 
Erstattungsansprüche nach § 56 Abs. 4 Satz 2, § 57 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 sowie § 58 Satz 1 ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

(2) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der §§ 60 bis 63 Abs. 1 ist der Rechtsweg 
vor den Sozialgerichten gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz besondere Vorschriften für die Kriegs-
opferversorgung enthält, gelten diese auch für Streitigkeiten nach Satz 1. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, soweit Versorgung entsprechend den Vorschriften der Kriegsopferfürsorge nach 
den §§ 25 bis 27j des Bundesversorgungsgesetzes gewährt wird. Insoweit ist der Rechtsweg vor den Ver-
waltungsgerichten gegeben. 

 

b)	Gesetz	über	die	Bundespolizei	–	Bundespolizeigesetz	
Abschnitt 3 Schadensausgleich 

§ 51 Zum Ausgleich verpflichtende Tatbestände 

(1) Erleidet jemand 

1. infolge einer rechtmäßigen Inanspruchnahme nach § 20 Abs. 1 oder 
2. durch eine Maßnahme auf Grund des § 62 Abs. 1  

einen Schaden, so ist ihm ein angemessener Ausgleich zu gewähren. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn jemand 

1. infolge einer rechtswidrigen Maßnahme oder 
2. als unbeteiligter Dritter 

bei der Erfüllung von Aufgaben der Bundespolizei einen Schaden erleidet. 

(3) Der Ausgleich des Schadens wird auch Personen gewährt, 

1. die mit Zustimmung der zuständigen Behörde freiwillig bei der Erfüllung von Aufgaben der 
Bundespolizei mitgewirkt oder Sachen zur Verfügung gestellt haben, 
2. die nach § 63 Abs. 2 zu Hilfspolizeibeamten bestellt worden sind und dadurch einen Schaden 
erlitten haben. 

(4) Weitergehende Ersatzansprüche, insbesondere aus Amtspflichtverletzung, bleiben unberührt. 

§ 52 Inhalt, Art und Umfang des Ausgleichs 

(1) Der Ausgleich nach § 51 wird grundsätzlich nur für Vermögensschaden gewährt. Für entgangenen 

Gewinn, der über den Ausfall des gewöhnlichen Verdienstes oder Nutzungsentgeltes hinausgeht, und 
für Nachteile, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der behördlichen Maßnahme stehen, ist 
ein Ausgleich nur zu gewähren, wenn und soweit dies zur Abwendung unbilliger Härten geboten er-
scheint. 

(2) Bei einer Verletzung des Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit ist auch der Schaden, der nicht 
Vermögensschaden ist, durch eine billige Entschädigung auszugleichen. 

(3) Der Ausgleich wird in Geld gewährt. Hat die zum Ausgleich verpflichtende Maßnahme die Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder eine Vermehrung der Bedürfnisse oder den Verlust oder die 
Beeinträchtigung eines Rechtes auf Unterhalt zur Folge, so ist der Ausgleich durch Entrichtung einer 
Rente zu gewähren. § 760 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist anzuwenden. Statt der Rente kann eine Ab-
findung in Kapital verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Anspruch wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß ein anderer dem Geschädigten Unterhalt zu gewähren hat. 
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(4) Stehen dem Geschädigten Ansprüche gegen Dritte zu, so ist, soweit diese Ansprüche nach dem Inhalt 
und Umfang dem Ausgleichsanspruch entsprechen, der Ausgleich nur gegen Abtretung dieser Ansprü-
che zu gewähren. 

(5) Bei der Bemessung des Ausgleichs sind alle Umstände zu berücksichtigen, insbesondere Art und 
Vorhersehbarkeit des Schadens und ob der Geschädigte oder sein Vermögen durch die Maßnahme der 
Behörde geschützt worden ist. Haben Umstände, die der Geschädigte zu vertreten hat, auf die Entste-
hung oder Verschlimmerung des Schadens eingewirkt, so hängt die Verpflichtung zum Ausgleich sowie 
der Umfang des Ausgleichs insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem Geschä-
digten oder durch die Behörde verursacht worden ist. 

§ 53 Ausgleich im Todesfall 

(1) Im Falle der Tötung sind im Rahmen des § 52 Abs. 5 die Kosten der Bestattung demjenigen auszuglei-
chen, dem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen. 

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Verhältnis, auf Grund 
dessen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig wer-
den konnte, und ist dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen, so 
kann der Dritte im Rahmen des § 52 Abs. 5 insoweit einen angemessenen Ausgleich verlangen, 
als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts 
verpflichtet gewesen wäre. § 52 Abs. 3 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. Der Ausgleich 
kann auch dann verlangt werden, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch 
nicht geboren war. 

§ 54 Verjährung des Ausgleichsanspruchs 

Der Anspruch auf den Ausgleich verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geschä-
digte, im Falle des § 53 der Anspruchsberechtigte, von dem Schaden und dem zum Ausgleich Verpflich-
teten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritt des schä-
digenden Ereignisses an. 

§ 55 Ausgleichspflichtiger, Ersatzansprüche 

(1) Ausgleichspflichtig ist die Bundesrepublik Deutschland. Dies gilt auch für Amtshandlungen eines 
Beamten der Polizei des Landes gemäß § 64 Abs. 1. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland kann von den nach den §§ 17 und 18 verantwortlichen Personen 
Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, wenn sie auf Grund des § 51 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 oder Abs. 3 einen 
Ausgleich gewährt hat. Sind mehrere Personen nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamt-
schuldner. 

(3) Wurde ein Ausgleich auf Grund einer Amtshandlung eines Beamten der Polizei des Landes gemäß § 
64 Abs. 1 nur wegen der Art und Weise der Durchführung einer Maßnahme gewährt, so kann die Bun-
desrepublik Deutschland von dem Land, in dessen Dienst der Beamte steht, Ersatz ihrer Aufwendungen 
verlangen, es sei denn, daß sie selbst die Verantwortung für die Art und Weise der Durchführung trägt. 

§ 56 Rechtsweg 

Für Ansprüche auf Schadensausgleich ist der ordentliche Rechtsweg, für Ansprüche auf Aufwendungser-
satz nach § 55 Abs. 2 und 3 der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
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2.	Bereichsübergreifende	Bundesregelungen	

a)	Verwaltungsverfahrensgesetz	(VwVfG)	
 

§ 48 Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit zurückgenommen werden. Ein Ver-
waltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (be-
günstigender Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zurückgenom-
men werden. 

(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sach-
leistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf nicht zurückgenommen werden, soweit der Be-
günstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit 
dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel 
schutzwürdig, wenn der Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition 
getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Auf 
Vertrauen kann sich der Begünstigte nicht berufen, wenn er 

1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat; 
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren; 
3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte. In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen. 

(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so hat die 
Behörde dem Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen, den dieser dadurch erlei-
det, dass er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter Abwägung 
mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der Vermögensnachteil 
ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der Betroffene an dem Bestand 
des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die Behörde festgesetzt. 
Der Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, sobald die 
Behörde den Betroffenen auf sie hingewiesen hat. 

(4) Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwal-
tungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 

(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach § 3 zuständi-
ge Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzunehmende Verwaltungsakt von einer anderen Be-
hörde erlassen worden ist. 

(6) Für Streitigkeiten über die nach Absatz 2 zu erstattende Leistung und den nach Absatz 3 auszuglei-
chenden Vermögensnachteil ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, sofern nicht eine Entschädigung 
wegen enteignungsgleichen Eingriffs in Betracht kommt. [1996 zur „Klarstellung“ und als „entbehrlich“ 
aufgehoben] 
Zum früheren Absatz 6 die Regierungsbegründung BT-Drs. 7/910 (1973), S. 71:  

„Die Bestimmung geht davon aus, daß allenfalls der Widerruf rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakte (§45) als enteig-
nungsgleicher Eingriff angesehen werden kann. Deshalb ist für diese Fälle der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gemäß 
Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 GG gegeben (§ 45 Abs. 4 Satz 3). Bei dem Erstattungsanspruch der Behörde nach § 44 Abs. 2 Satz 5 ff. und dem 
Ausgleichsanspruch des von der Rücknahme Betroffenen nach § 44 Abs. 3 handelt es sich dagegen um einen öffentlichrechtlichen 
Ausgleich eigener Art. Die im Absatz 5 behandelten Ansprüche sind nicht mit dem traditionellen Aufopferungsanspruch ver-
gleichbar oder gar identisch. Für Streitigkeiten ist mithin, da insoweit auch keine besondere Zuweisung zu den ordentlichen 
Gerichten normiert ist, der Verwaltungsrechtsweg gegeben (§ 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Durch den letzten Halbsatz soll indes zum 
Ausdruck gebracht werden, daß Ausnahmefälle, in denen Artikel. 14 GG berührt sein könnte, nicht gänzlich ausgeschlossen wer-
den können und daß insoweit der Verwaltungsrechtsweg nicht gegeben ist.“ 

 

§ 49 Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar gewor-
den ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, außer wenn ein Verwal-
tungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzu-
lässig ist. 



 
5 Pestalozza Staatshaftungsrecht Sommer 2012 . § 2 Aufopferung - Normen 

(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden,  

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist; 
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht 
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat; 
3. wenn die Behörde auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den Ver-
waltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet 
würde; 
4. wenn die Behörde auf Grund einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den Verwal-
tungsakt nicht zu erlassen, soweit der Begünstigte von der Vergünstigung noch keinen Ge-
brauch gemacht oder auf Grund des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen empfangen hat, 
und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde; 

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen. 
§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sach-
leistung zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, kann, auch 
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung für die Vergangenheit 
widerrufen werden,  

1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr für den in dem 
Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird; 
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht 
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 

§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die 
Behörde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt. 

(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach § 3 zuständige 
Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von einer anderen Behörde 
erlassen worden ist. 

(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat 
die Behörde den Betroffenen auf Antrag für den Vermögensnachteil zu entschädigen, den dieser 
dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen 
schutzwürdig ist. § 48 Abs. 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Für Streitigkeiten über die Entschädigung ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. 
Zu Absatz 6 die Regierungsbegründung BT-Drs. 7/910 (1973), S. 73:  „Die Natur des Entschädigungsanspruchs ist nicht ganz unzwei-
felhaft. Es könnte mit guten Gründen die Auffassung vertreten werden, daß es sich um einen Anspruch wegen eines enteignungs-
gleichen Eingriffs oder aus Aufopferung für das allgemeine Wohl handelt. In beiden Fällen wäre der ordentliche Rechtsweg gege-
ben (Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 GG, § 40 Abs. 2 VwGO). Satz 3 soll dies klarstellen.“ 

 

b)	Verwaltungsgerichtsordnung	(VwGO)	
6. Abschnitt Verwaltungsrechtsweg und Zuständigkeit 

§ 40 

(1) Der Verwaltungsrechtsweg ist in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nichtverfassungsrechtli-
cher Art gegeben, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrück-
lich zugewiesen sind. Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten auf dem Gebiet des Landesrechts können ei-
nem anderen Gericht auch durch Landesgesetz zugewiesen werden. 

(2) Für vermögensrechtliche Ansprüche aus Aufopferung für das gemeine Wohl und aus öffentlichrecht-
licher Verwahrung sowie für Schadensersatzansprüche aus der Verletzung öffentlich-rechtlicher Pflich-
ten, die nicht auf einem öffentlich-rechtlichen Vertrag beruhen, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben; 
dies gilt nicht für Streitigkeiten über das Bestehen und die Höhe eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen 
des Artikels 14 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes. Die besonderen Vorschriften des Beamtenrechts sowie 

über den Rechtsweg bei Ausgleich von Vermögensnachteilen [bis 1996: § 48 VI VwVfG; vgl. oben sub a] 
wegen Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte bleiben unberührt. 
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II.	Ausgleichsregelungen	Berlins	

1.	Bereichsspezifische	Berliner	Regelung		

Allgemeines	Gesetz	zum	Schutz	der	öffentlichen	Sicherheit	und	Ordnung	in	Berlin	
(Allgemeines	Sicherheits‐	und	Ordnungsgesetz	‐	ASOG	Bln)	
 
Fünfter Abschnitt. Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche 

§ 59 Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestände 

(1) Erleidet jemand 

1. infolge einer rechtmäßigen Inanspruchnahme nach § 16, 
2. als unbeteiligter Dritter durch eine rechtmäßige Maßnahme der Ordnungsbehörde oder der 
Polizei, 
3. bei der Erfüllung einer ihm nach § 323c des Strafgesetzbuches obliegenden Verpflichtung zur 
Hilfeleistung einen Schaden, ist ihm ein angemessener Ausgleich zu gewähren. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn jemand durch eine rechtswidrige Maßnahme einen Schaden erleidet. 

(3) Der Ausgleich ist auch Personen zu gewähren, die mit Zustimmung der Ordnungsbehörden oder der 
Polizei bei der Wahrnehmung von Aufgaben dieser Behörden freiwillig mitgewirkt oder Sachen zur 
Verfügung gestellt und dadurch einen Schaden erlitten haben. 

(4) Weitergehende Ersatzansprüche, insbesondere aus Amtspflichtverletzung, bleiben unberührt. 

§ 60 Inhalt, Art und Umfang des Schadensausgleichs 

(1) Der Ausgleich nach § 59 wird grundsätzlich nur für Vermögensschaden gewährt. Für entgangenen 
Gewinn, der über den Ausfall des gewöhnlichen Verdienstes oder Nutzungsentgeltes hinausgeht, und 
für Nachteile, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Maßnahme der Ordnungsbehörde 
oder der Polizei stehen, ist ein Ausgleich zu gewähren, wenn und soweit dies zur Abwendung unbilliger 
Härten geboten erscheint. 

(2) Bei einer Verletzung des Körpers oder der Gesundheit oder bei einer Freiheitsentziehung ist auch der 
Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, angemessen auszugleichen; dieser Anspruch ist nicht über-
tragbar und nicht vererblich, es sei denn, dass er rechtshängig geworden oder durch Vertrag anerkannt 
worden ist. 

(3) Der Ausgleich wird in Geld gewährt. Hat die zum Ausgleich verpflichtende Maßnahme die Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder eine Vermehrung der Bedürfnisse oder den Verlust oder die 
Beeinträchtigung eines Rechts auf Unterhalt zur Folge, so ist der Ausgleich durch Entrichtung einer 
Rente zu gewähren. § 760 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist anzuwenden. Statt der Rente kann eine 
Abfindung in Kapital verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Anspruch wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass ein anderer dem Geschädigten Unterhalt zu gewähren hat. 

(4) Stehen dem Geschädigten Ansprüche gegen Dritte zu, so ist, soweit diese Ansprüche nach Inhalt und 
Umfang dem Ausgleichsanspruch entsprechen, der Ausgleich nur gegen Abtretung dieser Ansprüche zu 
gewähren. 

(5) Bei der Bemessung des Ausgleichs sind alle Umstände zu berücksichtigen, insbesondere Art und 
Vorhersehbarkeit des Schadens und ob der Geschädigte oder sein Vermögen durch die Maßnahme der 
Ordnungsbehörde oder der Polizei geschützt worden ist. Haben Umstände, die der Geschädigte zu ver-
treten hat, auf die Entstehung oder Ausweitung des Schadens eingewirkt, so hängt die Verpflichtung 
zum Ausgleich sowie der Umfang des Ausgleichs insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwie-
gend von dem Geschädigten oder durch die Ordnungsbehörde oder die Polizei verursacht worden ist. 

§ 61 Ansprüche mittelbar Geschädigter 

(1) Im Falle der Tötung sind im Rahmen des § 60 Abs. 5 die Kosten der Bestattung demjenigen auszu-
gleichen, dem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen.  

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Verhältnis, auf Grund dessen 
er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und 
ist dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf Unterhalt entzogen, so kann der Dritte im Rahmen des 
§ 60 Abs. 5 insoweit einen angemessenen Ausgleich verlangen, als der Getötete während der mutmaßli-
chen Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet gewesen wäre. § 60 Abs. 3 Satz 3 bis 
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5 ist entsprechend anzuwenden. Der Ausgleich kann auch dann verlangt werden, wenn der Dritte zur 
Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch nicht geboren war. 

§ 62 Verjährung des Ausgleichsanspruchs 

Der Anspruch auf den Ausgleich verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geschä-
digte, im Falle des § 61 der Anspruchsberechtigte, von dem Schaden und dem zum Ausgleich Verpflich-
teten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritt des schä-
digenden Ereignisses an. 

§ 63 Ausgleichspflichtiger, Erstattungsansprüche 

(1) Ausgleichspflichtig ist die Körperschaft, in deren Dienst derjenige steht, der die Maßnahme getroffen 
hat (Anstellungskörperschaft). 

(2) Hat der Bedienstete für die Behörde einer anderen Körperschaft gehandelt, so ist die andere Körper-
schaft ausgleichspflichtig. 

(3) Ist in den Fällen des Absatzes 2 ein Ausgleich nur wegen der Art und Weise der Durchführung der 
Maßnahme zu gewähren, so kann die ausgleichspflichtige Körperschaft von der Anstellungskörperschaft 
Erstattung ihrer Aufwendungen verlangen, es sei denn, dass sie selbst die Verantwortung für die Art und 
Weise der Durchführung trägt. 

§ 64 Rückgriff gegen den Verantwortlichen 

(1) Die nach § 63 ausgleichspflichtige Körperschaft kann von den nach den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen 
Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, wenn sie aufgrund des § 59 Abs. 1 oder Abs. 3 einen Ausgleich 
gewährt hat. 

(2) Sind mehrere Personen nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner. 

§ 65 Rechtsweg 

Für Ansprüche auf Schadensausgleich ist der ordentliche Rechtsweg, für die Ansprüche auf Erstattung 
und Ersatz von Aufwendungen nach § 63 oder § 64 der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

 

2.	Bereichsübergreifende	Berliner	Regelung		

§	1	Abs.	1	VwVfG	Berlin	i.V.	mit	§§	48,	49	VwVfG	des	Bundes	
(vgl. oben sub I 2 a) 

 


